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Erfahrungen mit dem Beratungshilfegesetz 


Der Bundesminister der Justiz - 3006/2 - 11 010/84 - hat mit 
Schreiben vom 2. August 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie viele Beratungsfälle hat es in den Jahren 1981, 1982 und 1983 
gegeben? 


Beratungshilfe kann nach § 3 BerHG gewährt werden 

a) durch Rechtsanwälte, 

b) durch das Amtsgericht, soweit dem Anhegen des Rech^suchen- 
den durch eine sofortige Auskunft, einen Hinweis au. andere 
Möghchkeiten für Hilfe oder die Aufnahme eines trags oder 
einer Erklärung entsprochen werden kann. 


Zu a) 

Rechtsanwälte haben nach ihren zur Erstattung der gesetzhchen 
Vergütung aus der Landeskasse vorgelegten Abrechmmgen 
Beratungshüfe in folgenden Fähen gewährt: 


1981 

24 180 

1982 

46 508 

1983 

69 509. 
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Im einzelnen bestand die Beratungshüfe in 


— Beratung und Auskunft 

— Vertretimg 

— Hilfe zum Abschluß eines 
Vergleichs oder einer 
sonstigen Erledigvmg der 
Rechtssache 


1981 
12 064 
10 286 


1 830 


1982 
19 243 
23 995 


3 270 


1983 
25 625 
39 094 


4 790 


Die Zahl der im Berichtszeitraum durch Rechtsanwälte erledigten 
Beratungshüfefälle dürfte tatsächlich höher sein, weü erfahrungs- 
gemäß die Abrechnung der Vergütung erst einige Zeit nach der 
gewährten Beratungshüfe vorgenommen wird und auch nicht in 
aUen FäUen damit gerechnet werden kann, daß die gesetzhche 
Vergütung für eine Beratimg (§ 132 Abs. 1 der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte) von 30 DM gegenüber der Landes- 
kasse geltend gemacht wird. 

Einen Hinweis hierauf geben die Zahlen der Berechtigungs- 
scheine, die für die Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts (unter 
Einschluß der nachträglich gesteUten Anträge - § 4 Abs. 2 Satz 4 
BerHG) ausgestellt werden. 

Es wurden ausgesteUt 

1981 49 644 

1982 75 215 

1983 102 251 Berechtigungsscheine. 

Zub) 

Bei der Erfassung der durch die Amtsgerichte gewährten Be- 
ratungshüfe haben einige Länder in dem Berichtszeitraum nicht 
nach den verschiedenen Möghchkeiten (sofortige Auskunft, Hin- 
weis auf andere Möghchkeiten, Aufnahme eines Antrags oder 
einer Erklärung) unterschieden. Daher können nur die Gesamt- 
zahlen der durch die Amtsgerichte gewährten Beratungshüfe in 
den Jahren 1981 bis 1983 vergüchen werden. Die Amtsgerichte 
haben hiernach die folgenden BeratimgshilfefäUe nach § 3 Abs. 2 
BerHG erledigt: 

1981 89 450 

1982 93 604 

1983 143 835. 


2. Wie hoch war der Anteil der Fälle mit Problemschwerpimkt bei 

— Kaufverträgen, 

— Handwerkerrechnungen, 

— familiären Streitigkeiten, 

— Haftpflicht? 

Zur Begrenzung des Aufwandes für Statistiken erfassen die Län- 
der nicht die Rechtsgebiete, für die im Einzelfall Beratungshilfe 
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gewährt wird. Nach - allerdings nur bedingt als repräsentativ 
anzusehenden - Erfahrungen bei einem großen Amtsgericht 
(Hannover) sind die Rechtsmaterien, für die vornehmhch Bera- 
timgshüfe beantragt wird, in der Reihenfolge ihrer Häufigkeit: 

1. famüiäre Streitigkeiten, 

2. Mietstreitigkeiten, 

3. Stundimgs- und Ratenzahlungsprobleme, 

4. Streitigkeiten um Abonnementsverträge für Zeitschriften, 

5. Kaufverträge, 

6. Streitigkeiten wegen Handwerkerrechnungen und Haftpflicht- 
fälle. 


3. In wieviel Fällen - prozentual - war erste Anlauf stelle 

— das Amtsgericht, 

— der Rechtsanwalt? 


Die „Anlauf stelle" läßt sich aus der Statistik über die Beratungs- 
hilfe nur mittelbar dadurch erschheßen, daß die Zahlen für von 
den Amtsgerichten gewährte Beratungshüfe und der von ihnen 
auf unmittelbaren Antrag des Rechtsuchenden ausgestellten 
Berechtigungsscheine verghchen wird mit der Zahl der Berech- 
tigungsscheine, die auf einen mit Hüfe eines Rechtsanwalts (auch 
nach gewährter Beratungshilfe - § 4 Abs. 2 Satz 4 BerHG) gestell- 
ten Antrag ausgestellt werden. Eine gewisse Unsicherheit ver- 
bleibt, weü die an sich ebenfalls zu berücksichtigenden Fälle, in 
denen der Antrag auf Beratungshilfe zurückgewiesen wurde, 
statistisch nicht danach aufgeghedert sind, ob der Antrag unmit- 
telbar gegenüber dem Amtsgericht von dem Rechtsuchenden 
oder durch Vermittlung eines Rechtsanwalts gestellt wurde; diese 
Fälle werden daher außer Betracht gelassen. 

Unter diesem Vorbehalt war - prozentual - die erste Anlaufstelle 



1981 

1982 

1983 

das Amtsgericht zu 

89 % 

80 % 

78 % 

der Rechtsanwalt zu 

11 % 

20 % 

22 %, 


4. In wieviel Fällen wurde aufgnmd der Beratimg immittelbar bei der 
Rechtsantragsstelle des Amtsgerichts ein gerichtliches Verfahren 
angestrengt? 


Statistische Erhebungen hegen hierzu nicht vor. 


5. In wieviel Fällen führte die Beratung durch den Rechtsanwalt 

— zu einem gerichtiichen Verfahren, 

— zu einem außergerichüichen Vergleich? 

a) Die Zahl der Fälle, in denen sich an die von einem Rechts- 
anwalt gewährte Beratungshilfe ein gerichtliches Verfahren 
angeschlossen hat, betrug 
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1981 805 

1982 760 

1983 1 073. 

Von einzelnen Ländern wird darauf hingewiesen, daß die 
genaue Erfassung dieser Fälle schwierig sei und deshalb hin- 
sichtlich der mitgeteilten Zahlen eine gewisse Unsicherheit 
bestehe. Aus diesem Grund hat ein Land von vornherein von 
statistischen Erhebungen in diesem Bereich abgesehen. 

b) Die Zahl der Fälle, in denen die Beratungshüfe durch einen 
Rechtsanwalt zum Abschluß eines außergerichtlichen Ver- 
gleichs oder zu einer sonstigen Erledigung der Rechtssache 
geführt hat, ist bereits in der Antwort auf die Frage 1 mitgeteüt 
worden. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage, ob die streitwert- 
unabhängigen festen Gebührensätze, die dem Rechtsanwalt nach 
§§ 131 bis 133 BRAGO bei geleisteter Beratungshilfe aus der Staats- 
kasse zu zahlen sind, für den Anwalt einen „Anreiz" bieten, bei 
höheren Streitwerten ein Gerichtsverfahren auch dann anzustren- 
gen, wenn eigentlich eine außergerichtliche Einigung möglich 
erscheint? 

Zieht sie eine Anhebung der Gebühren nach § 132 BRAGO in 
Erwägimg, ggf. zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe? 


Für einen Rechtsanwalt dürfte die Gebühr nach § 132 Abs. 3 
BRAGO, die gesondert neben der Gebühr nach § 132 Abs. 2 
BRAGO anfällt, durchaus ein Anreiz sein, die Rechtssache im 
vorgerichthchen Stadium durch Vergleich zu erledigen. Für die im 
gerichthchen Verfahren zu erzielenden höheren, nach dem Streit- 
wert zu berechnenden Gebühren bedarf es in der Regel eines 
wesenthch höheren Arbeits- und Zeitaufwandes, den der Rechts- 
anwalt sicher berücksichtigt. 

Eine Erhöhimg der Gebühren des § 132 BRAGO ist derzeit nicht 
beabsichtigt. Bevor in eine Prüfung dieser Frage eingetreten wird, 
soll die Entwicklung des Aufwandes für die Beratungshüfe über 
einen wesentlich längeren Zeitraum als des seit Inkrafttreten des 
Beratungshüfegesetzes verstrichenen beobachtet werden. 


7. Läßt sich anhand empirischer Daten feststellen, ob sich das Verhal- 
ten der Bürger beim Auftreten eines Rechtsproblems signifikant 
geändert hat? Im einzelnen: 

— Hat sich die Neigung, nachzugeben, in letzter Zeit gewandelt 
(prozentuale Entwicklimg)? 

— Wird eine Problemlösung vermehrt durch direkte Kontakt- 
aufnahme mit dem Kontrahenten gesucht? 

— Besteht in letzter Zeit geringere oder größere Neigung, ohne 
vorherige Rechtsberatung unmittelbar den Rechtsweg zu 
beschreiten? 

Sofern solche Daten nicht vorliegen, hält die Bundesre0erung ent- 
sprechende rechtstatsächliche Untersuchungen für wünschenswert? 
Gibt es entsprechende Planimgen? 


Im Rahmen der Justizstatistik werden Daten zum Verhalten der 
Bürger beim Auftreten eines Rechtsproblems nicht erhoben, so 
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daß eine Verhaltensänderung statistisch nicht nachweisbar ist. 
Auch gibt es bisher keine fundierten empirischen Untersuchun- 
gen zu der Fragestellung. Die Bundesregierung hält entspre- 
chende rechtstatsächhche Forschungsprojekte für Avünschens- 
wert. Sie geht davon aus, daß Erkenntnisse zu dieser Frage auch 
im Rahmen ihres Forschungsschwerpunkts „Alternativen in der 
Zivüjustiz", insbesondere bei der Untersuchung der Tätigkeit der 
Rechtsanwälte und der Schieds- und Schhchtungsstellen, anfalipn 
werden. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Beratungshilfe 
Gefahr läuft, „ausgezehrt" zu werden, wenn keine baldige An- 
hebung und Anpassung an die Entwicklung der Sozialhüfesätze 
erfolgt? Plant die Bundesregierung entsprechende gesetzgeberische 
Initiativen, ggf. zu welchem Zeitpunkt? Falls nein, wie begründet die 
Bundesregierung ihre Untätigkeit? 


Die Zahlen für die Inanspruchnahme von Beratungshilfe sind in 
den Jahren 1981 bis 1983 stetig angestiegen. Dieser steigende 
Trend hat, worauf Stichproben hinweisen, offenbar auch im Jahr 
1984 angehalten. Die Gefahr, daß die Beratungshilfe im Sinne der 
Frage in nächster Zeit „ausgezehrt" werden könnte, wird daher 
nicht als naheliegend angesehen. 

Das Beratungshilfegesetz enthält keine eigenständige Regelung 
für die wirtschaftlichen Verhältnisse, die den Rechtsuchenden zur 
Inanspruchnahme von Beratungshüfe berechtigen. Es verweist 
vielmehr in § 1 Abs. 2 darauf, daß dem Rechtsuchenden Prozeß- 
kostenhüfe nach den Vorschriften der Zivüprozeßordnung ohne 
einen eigenen Beitrag zu den Kosten zu gewähren wäre. Damit 
knüpft das Gesetz, soweit das Einkommen zu berücksichtigen ist, 
an die oberste Reihe der Tabelle zu § 114 Satz 2 ZPO an. Dem liegt 
der Wunsch der gesetzgebenden Körperschaften zugrunde, die 
Gesetze für die Beratungs- und die Prozeßkostenhilfe aufeinander 
abzustimmen und in ihren Voraussetzungen zu harmonisieren 
(vgl. den schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses des Deut- 
schen Bundestages, Drucksache 8/3695, S. 7; Ausführungen des 
Abgeordneten Langner in der 203. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 28. Februar 1980, Stenographischer Bericht 
S. 16 253). An dieser gegenseitigen Abstimmung der materiellen 
Voraussetzungen für die Beratungs- und die Prozeßkostenhüfe 
wird nach dem Wülen des Gesetzgebers festzuhalten sein. 

Die Sätze, die zur Inanspruchnahme von Prozeßkostenhilfe ohne 
eigenen Beitrag des Rechtsuchenden zu den Kosten des Rechts- 
streits berechtigen, sind zwar unter Berücksichtigung der ab 
1. Januar 1979 geltenden Einkommensgrenze für Hüfe in beson- 
deren Lebenslagen nach § 79 des Bundessozialhilfegesetzes fest- 
gelegt worden. Zusätzlich ist jedoch ein Ausgleichsbetrag berück- 
sichtigt worden, um zu verhindern, daß bereits bei einer verhält- 
nismäßig geringen Überschreitung der Grenzbeträge der Recht- 
suchende durch Teilzahlungen zu den Kosten des Rechtsstreits 
beizutragen hat (vgl. Entwurf eines Gesetzes über die Prozeß- 
kostenhüfe, Drucksache 8/3068, S. 19/20). Dieser Ausgleichsbe- 
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trag ist erst in jüngster Zeit durch die Erhöhung des Regelsatzes 
für laufende Leistungen zum Lebensunterhalt (§ 22 des Bundesso- 
zialhüfegesetzes) aufgezehrt worden. 

Wegen der erhebhchen Belastvuig der öffenüichen Haushalte mit 
der Prozeßkostenhüfe wird der gesamte Bereich der Prozeß- 
kostenhüfe demnächst überprüft werden müssen. Hierbei wird 
auch zu entscheiden sein, ob die Maßstäbe, die Anlaß zu den 
Beträgen der Tabelle zu § 114 Satz 2 ZPO gegeben haben, noch 
zutreffen und ob Änderungen vorzunehmen sind. 
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